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Die anderen 
Parteien treiben die 
Schweiz in die EU 
Bundespräsidentin Calmy-Rey und Wirtschaftsminister Schnei-
der-Ammann drängen auf ein Paket „Bilaterale III“. Darin soll ne-
ben den laufenden bilateralen Verhandlungen mit der EU auch 
die künftige Übernahme von EU-Recht geregelt werden. Nach 
dem Willen der EU soll die Schweiz in Zukunft neues EU-Recht 
zwangsweise übernehmen. Für die SVP kommt dies nicht in Frage.
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Für Ihre Drucksachen

Ein sofortiger Ausstieg aus der 
Kernenergie hätte fatale Folgen.

Mit unnützer Steuer dem Autofah-
rer noch mehr Geld abknöpfen.

Das Abstimmungsverhalten im 
Ständerat soll offengelegt werden.

Benzinsteuer            9 

Ständerat	        	     7

Die widersprüchlichen Aussagen des 
Bundesrates zu allfälligen Verhan-
dlungen über ein Paket „Bilaterale 
III“ verlangen nach einer raschen 
Klärung. Ebenso ist das immer noch 
hängige EU-Beitrittsgesuch in Brüs-
sel endlich zurückzuziehen. Für die 
SVP ist klar, dass jene Parteien, die 
einen Rückzug des Gesuchs ableh-
nen, einen EU-Beitritt der Schweiz 
wollen - auch wenn sie dies abstreiten. 
Die Classe politique der Schweiz will 

nach wie vor in die EU und ist bereit, 
ein Zugeständnis nach dem anderen 
zu machen. Der Bundesrat gibt Stück 
für Stück unsere Interessen preis und 
baut Luftschlösser. So geschehen 
mit dem Schengen / Dublin-Abkom-
men. Dem Volk wurden im Vorfeld 
der Volksabstimmung über Schengen 
/ Dublin übertriebene und unhaltbare 
Versprechungen gemacht. Das zeigt 
sich heute beispielsweise im Asylbe-
reich deutlich.  
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Souveränität in Gefahr
Eine Mehrheit von Bundes-

rat und Parlament sähen die 
Schweiz lieber heute als mor-

gen in der EU. Diese Kreise arbeiten 
zwar weniger offensichtlich als auch 
schon, aber nicht minder konsequent 
daran, die Schweiz in die EU zu füh-
ren. Vor diesem Hintergrund ist auch 
der Versuch von Bundespräsidentin 
Calmy-Rey und Wirtschaftsminis-
ter Schneider-Ammann zu sehen, ein 
Paket Bilaterale III ohne klaren Be-
schluss des Bundesrates zu lancieren. 
In diesem Paket soll es auch um die 
zwangsweise Übernahme von EU-
Recht und die Schaffung von entspre-
chenden Gerichts-, Auslegungs- und 
Überwachungsbehörden gehen. Die 
Schweiz würde damit noch weiter ge-
hen als seinerzeit mit dem EWR. Der 
Souveränitätsverlust eines solchen 
Schrittes wäre gravierend.

Im gleichen Sinn und Geist hat das 
Parlament neuen Kreditvereinba-
rungen mit dem Internationalen 
Währungsfonds in Milliardenhöhe 
zugestimmt. Diese Mittel sollen ins-
besondere zur Rettung bankrotter Eu-
ro-Staaten dienen. Die Schweiz müs-
se sich solidarisch verhalten, hiess es. 
Deshalb wurde zur Absicherung der 
linken Stimmen im Parlament gleich 
auch noch eine Aufstockung der Ent-
wicklungshilfe im Umfang von meh-
reren hundert Millionen Franken be-
schlossen. Die Schweiz könne nicht 
abseits stehen und habe letztlich keine 
Wahl, begründete der Bundesrat die-
sen Schritt. Das Parlament versagte 
dem Volk dann auch noch das Mit-

spracherecht und verzichtete auf eine 
Referendumsmöglichkeit. Handelt so 
ein souveräner, selbstbewusster Staat?

Es gibt aber auch andere beunruhigen-
de Vorgänge. Das Parlament nimmt 
einen neuen Anlauf zur Einführung 
der Verfassungsgerichtsbarkeit. Dabei 
geht es nur vordergründig um die „ob-
jektive“ Prüfung von Bundesgeset-
zen auf ihre Verfassungskonformität. 
Es geht um die grundlegende Frage, 
ob das Volk und die Volksvertreter in 
den Parlamenten oder Gerichte das 
letzte Wort im Gesetzgebungsprozess 
haben sollen. Letztlich wollen die-
se Kreise aber insbesondere, dass die 
Volksrechte ebenfalls einer Prüfung 
zu unterwerfen sind. Sie wollen die 
Ungültigkeitsgründe für Volksinitiati-
ven erweitern und die Prüfung dieser 
Gründe schon vor der Lancierung ei-
ner Initiative vornehmen, z.B. durch 
ein Verfassungsgericht. Der Einfluss 
des „unbequemen“ Souveräns, der 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, 
soll damit eingeschränkt werden. Vor 
dieser Entwicklung kann nicht früh 
genug gewarnt werden.

Eine weitere Preisgabe der Souverä-
nität haben wir in den vergangenen 
Wochen im Zusammenhang mit der 
UNO-Resolution gegen Libyen erlebt. 
Die Schweiz hat in diesem Zusam-
menhang britischen Truppen erlaubt, 
in einem Konvoi die Schweiz zu 
durchqueren. Weil die Schweiz Mit-
glied der UNO sei, bestehe quasi eine 
Verpflichtung dazu. Neutralitätsrecht-
lich sei dies deshalb unbedenklich. 

Fakt ist, dass die Schweiz damit Teil 
der Kampfhandlungen gegen Libyen 
wurde. Dabei geht es nicht darum, 
ob wir Ghadhafi für einen Schurken 
halten oder nicht. Es geht um Grund-
sätzliches. Es geht um nicht mehr und 
nicht weniger als den Sinn und Geist 
der Neutralität, deren Ziel es immer 
war, den Kleinstaat Schweiz aus der 
Machtpolitik und aus bewaffneten 
Konflikten herauszuhalten. Das hat 
uns während Jahrhunderten Sicher-
heit, Ansehen und Respekt verschafft. 
Doch wer verteidigt heute noch diesen 
Kern des souveränen und neutralen 
Staates?

Auch in diesem Fall hat nur die SVP 
gegen den Entscheid des Bundesrates 
protestiert. Die SVP ist heute die ein-
zige Partei, welche ohne Vorbehalte 
für eine souveräne, unabhängige und 
neutrale Schweiz einsteht. Wir tun 
dies aus Überzeugung und mit allen 
uns zur Verfügung stehenden Kräften.

Toni Brunner
Präsident SVP Schweiz



Die SVP setzt erst seit ein paar 
Jahren einen stärkeren Ak-
zent auf die Gründung von 

Sektionen in Westschweizer Städ-
ten, um damit die Erwartungen ihrer 
städtischen Wäh-
lerschaft besser 
abdecken zu kön-
nen. Diese Ent-
wicklung hat es 
erlaubt, bei den 
Kommunalwah-
len den Erfolg 
mit Sprengkan-
didaten-Listen zu 
suchen. In den 
drei Westschwei-
zer Kantonen 
gehören übrigens 
Ausländerinnen 
und Ausländer 
mit zur Wähler-
schaft.
Im Kanton Genf konnte die SVP trotz 
des grossen Zuwachses, den das MCG 
(Genfer Bürgerbewegung / Mouve-
ment Citoyens Genevois) verzeichnen 
konnte, ermutigende Resultate verbu-
chen. Unsere Partei konnte die Anzahl 
ihrer Sitze von 27 auf 32 erhöhen und 
wird künftig die Geschicke von zwölf 
Gemeinden politisch mitbestimmen 

3Kommunalwahlen
Positive Bilanz in Freiburg, 
Genf und Waadt
Kürzlich haben die Kantone Freiburg, Genf und Waadt Erneuerungswahlen der Gemeindebe-
hörden durchgeführt. Sechs Monate vor den eidgenössischen Wahlen vom 23. Oktober 2011 
sind diese Kommunalwahlen ein aussagekräftiger Test für unsere Partei. Die Wahlergebnis-
se sind eine weitere Bestätigung dafür, dass unsere Wählerschaft in der Romandie die SVP mit 
ihren Anliegen und Überzeugungen unterstützt: Ablehnung eines Beitritts zur EU, Beschrän-
kung der Zuwanderung und Eindämmung der Kriminalität sowie gesunde öffentliche Finanzen. 

von Claude-Alain Voiblet, Koordinator 
SVP Westschweiz

können. Das sind fünf mehr als noch 
2007. Der Sitzzuwachs ist in erster Li-
nie auf die Präsenz der SVP in Städten 
zurückzuführen, in denen sie bislang 
noch kaum aktiv war.
Im Waadtland wurden die Zielset-
zungen vollumfänglich erreicht! Mit 
ihren Vertretungen in 33 Gemeinden 
des Kantons ist die SVP die einzige 
Waadtländer Partei, welche anlässlich 
der Wahlen einen starken Zuwachs 
verzeichnen konnte. Mit ihren insge-
samt 280 in die Legislative gewählten 
Personen verfügt unsere Partei über 

107 neue Parlamentsvertreterinnen 
und -vertreter. Ursprünglich war ein 
Zuwachs von 67 Mandaten ange-
strebt worden. Die SVP legte prozen-
tual von 7.2% auf 11.5% der Sitze in 
den Waadtländer Legislativbehörden 
zu. Die hervorragenden Ergebnisse, 
die im Kanton Waadt erzielt wurden, 
sind das Ergebnis eines konsequen-

ten Wahlkampfes. Die koordinierte 
Arbeit, welche zahlreiche Kandidaten 
auf verschiedenen politischen Ebe-
nen auf sich genommen haben, um 
die SVP Waadt neu zu positionieren, 
zahlt sich jetzt mit positiven Wahler-
gebnissen in sämtlichen Waadtländer 
Gemeinden aus.
Die Wahlen im Kanton Freiburg 
konnten nicht sämtliche Erwartungen 
erfüllen, die SVP konnte aber in den 
verschiedenen Gemeindelegislativen 
trotzdem einen Sitzzuwachs verzeich-
nen. In den vier grössten Städten Frei-

burg, Bulle, 
Murten und 

Romont legte 
unsere Partei 
fünf Sitze zu 

und kommt 
neu auf 31 

Mandate (vor-
her 26). Die 

SVP des Kan-
tons Freiburg 

konnte zudem 
ihre Sitzzahl 
in mehreren 
Exekutivbe-
hörden – so 

etwa in Marly 
– ausbauen.

Wir gratulieren den zahlreichen ge-
wählten Vertreterinnen und Vertretern 
und danken den Parteimitgliedern, den 
Sympathisantinnen und Sympathisan-
ten sowie der Wählerschaft, welche 
diesen Sieg der SVP bei den Kommu-
nalwahlen in den drei Westschweizer 
Kantonen erst möglich gemacht ha-
ben.

Die Grafik bezieht sich auf die Resultate im Kanton Waadt. Gerechnet in % der Sitze, 
verteilt auf sämtliche Gemeinden, die ihren Gemeinderat im Proporzverfahren wählen. 
Achtung: Unsere Partei ist nicht in sämtlichen Gemeinden aktiv!



Es gilt deshalb Ruhe zu bewah-
ren und eine klare Analyse der 
Ereignisse abzuwarten, anstatt 

kopflos Massnahmen zu fordern, die 
im Nachhinein nicht eingehalten wer-
den können. 

Realismus statt politischer Schnell-
schüsse
Wenn man die Forderungen anschaut, 
scheinen jedoch keine Grenzen ge-
setzt: Das Angebot reicht von einer so-
fortigen Stilllegung der älteren Kern-
kraftwerke, dem massiven Ausbau der 
Wasserkraft mit Überflutung ganzer 
Talschaften, der Aufgabe des Wider-
stands gegen alternative Energieträger 
im Bereich des Landschafts- und Na-
turschutzes bis zu einer massiven Er-
höhung der Beiträge für erneuerbare 
Energien, obwohl diese bereits heute 
jährlich mit mehr als einer Milliarde 
Franken gefördert werden. Im Wei-
teren wird neuerdings auch von lin-
ken Parteien der Bau neuer Gas- oder 
sogar Kohlekraftwerke befürwortet, 
obwohl diese beiden Energieträger 
massive Emissionen verursachen. Ver-
gessen ist plötzlich der Umweltschutz; 
dies alles nur um das Endziel von Rot-
Grün zu erreichen: den vollständigen 
Ausstieg aus der Kernkraft, mit wel-

chen Mitteln und Folgen auch immer. 
Kurzfristiger Aktivismus, unüberlegte 
Handlungen wie auch Angst sind je-
doch schlechte Ratgeber. Bevor man 
Massnahmen beschliesst, braucht es 
eine sorgfältige Lageanalyse und die 
Kenntnis aller Fakten. Alles andere ist 
purer Populismus auf dem Buckel der 
Bevölkerung und der Tausenden von 
Unternehmen, welche auf eine sichere 

und bezahlbare Stromversorgung an-
gewiesen sind.

Alternativen zur Kernenergien sind 
zurzeit nicht in Sicht  
Die laufenden Diskussionen und For-
derungen blenden diese Punkte be-
wusst aus. Die Schweiz wird in Zu-
kunft nicht weniger, sondern mehr 

Strom brauchen, den umliegenden 
Ländern wird es ähnlich gehen. Ne-
ben der massiven Zuwanderung der 
letzten Jahrzehnte sind auch die Be-
strebungen zur Ablösung des Erdöls 
ein Grund für die starke Erhöhung 
des Stromverbrauchs. Will man sich 
von der Erdölabhängigkeit befrei-
en und damit auch die Abhängigkeit 
von Drittstaaten verringern, braucht 

man einen anderen Energieträger, in 
diesem Fall Strom. In diesem Zusam-
menhang den sofortigen Ausstieg aus 
der Kernenergie zu fordern, ist des-
halb mehr als gewagt. Denn die Frage, 
die man sich dabei unweigerlich stel-
len muss, ist, was die Alternative zur 
Kernenergie ist. Was passiert, wenn 
die Kernkraftwerke  vom Netz gehen?  

Die Ereignisse in Japan, insbesondere im japanischen Kernkraftwerk Fukushima haben in der Schweiz 
zu einer wahren Panikmache geführt. Politiker fast aller Parteien verlangen derzeit den sofortigen 
Ausstieg aus der Kernenergie oder zumindest Szenarien dafür. Bei dieser Angstmacherei und Hys-
terie, von den Medien kräftig unterstützt, bleiben die wichtigen Fragen bezüglich der Versorgungs-
sicherheit und den künftigen Energiekosten wie auch jeglicher Realismus komplett auf der Strecke. 

4 Energiepolitik
„Ein sofortiger Ausstieg aus der Kernenergie würde zu einer mas-
siven Preissteigerung und zu einer Verknappung führen.“

von Nationalrat Hans Killer, 
Untersiggenthal (AG)

Quelle: Schweizerische Elektrizitätsstatistik 2009
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Welche Energieträger ersetzen den 
40% Anteil, welchen die Kernenergie 
am Schweizer Strommix innehat?  Ein 
Teil könnte durch den Bau von Gas- 
oder Kohlekraftwerke ersetzt werden. 

Dies ist aus umweltpolitischer Sicht 
ein klarer Nachteil, da diese Kraft-
werkstypen massive CO2-Emissionen 
ausstossen. Abgesehen davon würden 
wir uns auch hier wiederum in die 
Abhängigkeit von Ländern begeben, 
welche in der Vergangenheit diese 
Rohstoffe als „Waffe“ benutzt haben. 
Nur zu gut sind die Erinnerungen an 
die Machtdemonstration von Russ-
land, welches in den letzten Jahren im 
Streit mit der Ukraine mehrmals den 
Gashahn zudrehte und die westlichen 
Länder dabei ebenfalls in Mitleiden-
schaft zog. Erneuerbare Energien wie 
Sonnen- und Windkraft können ih-
ren Teil dazu beitragen. Ihr Potential 
ist aber angesichts der unzuverlässi-
gen Verfügbarkeit und der fehlenden 
Speichermöglichkeiten immer noch 
begrenzt. Bleibt noch der Ausbau der 
Wasserkraft. Die Wasserkraft ist be-
reits heute fast vollständig ausgebaut, 
zusätzlich wurde ihr Potential in den 
letzten Jahren durch massive Regulie-
rungen durch das Parlament wie auch 
die stetigen Einsprachen durch Um-
welt- und Naturschutzverbände noch 
weiter beschränkt. Als letzte Möglich-
keit bleibt der Import von Strom. Auch 
diese Lösung überzeugt bei näherem 
Hinsehen nur bedingt, da einerseits  
zu wenig Netzkapazität vorhanden ist 
und auch hier wiederum massiver Wi-
derstand gegen deren Ausbau vorlie-
gen, andererseits jedes Land in Europa 
seine Energie selber benötigt. 

Fünfer und Weggli gibt es nicht
Ohne die CO2-freie Stromproduktion 
durch Kernenergie sind die kürzlich 

vom Ständerat beschlossenen Re-
duktionsziele nicht zu erreichen. Zur 
Illustration: das grösste Kohlekraft-
werk der Welt stösst mit jährlich 41,3 
Mio. Tonnen mehr CO2 aus, als die 
gesamte Schweiz! Auch ein modernes 
Gaskombikraftwerk mit der Leistung 

eines KKW Mühlebergs kommt auf 
einen Ausstoss von 700‘000 Tonnen 
CO2 pro Jahr. Angesichts dieser enor-
men Umweltbelastung würden die be-
schlossenen Ziele zur Makulatur.  

Arbeitsplatzverlust und erhöhte 
Abhängigkeit vom Ausland
Ein sofortiger Ausstieg würde zu ei-
ner Verknappung von Strom und 
massiven Preissteigerungen führen. 
Wer den Aufschrei der Bevölkerung 
bei den Erhöhungen der letzten Jah-
re miterlebte, tatkräftig unterstützt 
von denselben Medien, die nun den 
Ausstieg predigen, kann sich ausma-
len, was bei einem solchen, weitaus 
schlimmeren Szenario passieren wür-
de. Ein starker Preisanstieg hätte aber 
auch massive Folgen für die Industrie, 
welche auf kostengünstige Energie 
angewiesen ist. Bei einem Anstieg der 
Kosten wäre die Konkurrenzfähigkeit 

„Ein sofortiger Ausstieg aus der Kernenergie würde zu einer mas-
siven Preissteigerung und zu einer Verknappung führen.“

des Wirtschaftsstandortes Schweiz für 
viele Branchen nicht mehr gegeben. 
Energieintensive Branchen wie die 
Zement-, Stahl-, Papier- aber auch die 
Recycling-Industrie wären in höchs-
tem Masse betroffen. Neben dem 
drohenden Abbau von Arbeitsplätzen 
würde die Schweiz damit in zentralen 
Sektoren noch weiter abhängig vom 
Ausland. 

Bevölkerungswachstum 
Ein weiterer Punkt, der in der ganzen 
Diskussion immer wieder ausgeblen-
det wird, ist die stetige Zuwanderung. 
Die Wohnbevölkerung der Schweiz 
hat seit 1990 um 1,1 Mio. Menschen 
zugenommen. Der Anstieg des Ener-
gieverbrauchs ist deshalb nicht zuletzt 
auch eine Folge des enormen Bevöl-
kerungswachstums. Öffentlicher Ver-
kehr, Infrastrukturen, wie auch viele 
andere Anwendungen sind auf grosse 
Mengen Strom angewiesen. Hundert-
tausende von Arbeitsplätzen hängen 
von einer sicheren Stromversorgung 
ab. Ein Ausstieg hätte enorme Auswir-
kungen auf das  tägliche Leben, die la-
tente Gefahr von Stromausfällen und 
eine massive Verteuerung der Lebens-
haltungskosten zur Folge. 

Die zukünftige Energiepolitik braucht 
klare Richtlinien und Transparenz. Die 
Gegner der Kernenergie müssen auf 
die oben genannten Fragen Antwor-
ten und vor allem auch Taten folgen 
lassen. Es kann nicht sein, dass man 
gegen jegliche Art von Energie oppo-
niert. Die politische Doppelzüngigkeit 
der  Linken muss ein Ende haben. 
In der zukünftigen Energiedebatte 
sind die Vor- und Nachteile eines je-
den Energieträgers ohne ideologische 
Scheuklappen zu behandeln. Nur ein 
seriöses Abwägen garantiert Sicher-
heit und Wohlstand für unser Land.



KMU-feindliche Ferien-
Initiative abgelehnt
Mit 110 zu 61 Stimmen 
hat der Nationalrat mit 
Hilfe der SVP in der Früh-

jahrssession die Volksinitiative „6 Wo-
chen Ferien für alle“ dem Volk zur Ab-
lehnung empfohlen. Einen Antrag auf 
einen Gegenvorschlag mit 5 Wochen 
hat die grosse Kammer ebenfalls abge-
lehnt. Der im Obligationenrecht fest-
gelegte Anspruch auf Ferien beträgt 
4 Wochen pro Jahr. Die Initiative will 
diesen auf 6 Wochen erhöhen. Insbe-
sondere die Schweizer KMU würden 
besonders hart getroffen. Kleinbetrie-
be mit weniger als 10 Mitarbeitenden 
wären nicht in der Lage, die wegfal-
lende Arbeitszeit zu ersetzen. Das 
Anliegen der Volksinitiative führt zu 
einer Gefährdung des Werkplatzes 
Schweiz, weil als Folge der höheren 
Arbeits- und Lohnkosten die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wirtschaftsstand-
ortes erheblich geschwächt würde. 

Linker Kuhhandel für 
IWF-Kredite
Dank einer Mitte-Links-
Koalition hat sich der Na-
tionalrat sowohl für die 

neuen Kreditvereinbarungen mit dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
zur Stützung der angeschlagenen Eu-
ro-Staaten im Umfang von 16,5 Mrd. 
CHF als auch für die Aufstockung der 
Entwicklungshilfe um 640 Mio. CHF 
ausgesprochen. Die Mitte-Parteien ha-
ben sich die Unterstützung des IWF-
Kredits mit diesem „Kuhhandel“ mit 
den linken Parteien erkauft. Die SVP 
lehnte beide Geschäfte entschieden 
ab. Mit dieser Zustimmung geht die 
Schweiz zur Rettung der angeschlage-
nen Euro-Staaten weitere finanz- und 
währungspolitische Risiken ein. Da 
diese Kredite vom Ständerat bereits 
angenommen wurden, sind sie nun 
beschlossene Sache. Anträge der SVP, 
diese Beschlüsse dem Referendum zu 
unterstellen, wurden abgelehnt. 

Ständerat beschliesst 30 
Rp. höheren Benzinpreis
Der  Ständerat hat als indi-
rekten Gegenentwurf zur 
Volksinitiative „Für ein 

gesundes Klima“ beschlossen, dass 
die Schweiz ihren CO2-Ausstoss bis 
2020 um 20% senken soll, und zwar 
ausschliesslich durch Massnahmen im 
Inland. Anders als der Nationalrat hat 
sich der Ständerat für konkrete Mass-
nahmen ausgesprochen, um dieses 
Ziel zu erreichen. So soll der Bundes-
rat eine CO2-Abgabe auf Benzin und 
Diesel einführen. Damit würde jedoch 
der Treibstoff in der Schweiz um fast 
30 Rappen pro Liter teurer. Dass so 
noch keine CO2-Reduktion erreicht 
ist, sondern den Automobilisten noch 
mehr Geld aus der Tasche gezogen 
wird, scheint die Standesvertreter 
nicht zu stören. Wird dieser Geset-
zesentwurf so verabschiedet, wird die 
SVP zusammen mit dem Gewerbever-
band wohl das Referendum ergreifen.  

6 Frühlings-Sessionsrückblick



Die SVP kämpft gegen die 
Dunkelkammer Ständerat
Das Abstimmungsverhalten wird im Ständerat anders als im Nationalrat nicht offen gelegt, da dort 
nach wie vor mit dem Handmehr, also nicht elektronisch, abgestimmt wird. Mit fatalen Folgen: Mit-
glieder einer Partei stimmen im Ständerat geschützt durch die Intransparenz anders als ihre Partei-
kollegen im Nationalrat. Die Bürgerinnen und Bürger haben allerdings ein Recht darauf zu erfah-
ren, wie ihre Vertreter in der kleinen Kammer stimmen, und ob sie ihre Anliegen wirklich vertreten.

7Ständerat

W      ieso wird der Ständerat von 
der SVP als Dunkelkammer 
bezeichnet?

Die Ständeräte geben sich gerne als 
unabhängig und somit keiner po-
litischen Grundhaltung verpflich-
tet. Unter diesem Deckmantel hat 
sich allerdings eine grosse Hei-
matmüdigkeit und auch ein Links-
rutsch entwickelt. Lange war der 
Ständerat die verlässliche, bür-
gerliche Kammer des Schweizer 
Parlaments. Er entschied meist zu 
Gunsten des Föderalismus. Dies 
hat sich in den letzten Jahren stark-
verändert. Selbst Vertreter soge-
nannt bürgerlicher Mitteparteien 
stimmen heute in der kleinen Kam-
mer links und zentralistisch, weil de-
ren Abstimmungsverhalten anders als 
im Nationalrat nicht offengelegt wird. 
Manchmal führt dies sogar dazu, dass 
die Mitglieder einer Partei im Stände-
rat im Schatten der Intransparenz an-
ders stimmen als ihre Parteikollegen 
im Nationalrat.

Wie ist die Abstimmung momentan im 
Ständerat geregelt und was hat das 
für Konsequenzen auf politische Ent-
scheide?
Im Ständerat wird immer noch mit 
dem Handmehr – also nicht elekt-

ronisch – abgestimmt. Daher kann 
auch keine Aufzeichnung des Abstim-
mungsverhaltens und keine namentli-
che Publikation desselben stattfinden. 
Zwar sind im Ständerat namentliche 
Abstimmungen möglich, doch muss 
dies von mindestens zehn Ratsmit-
gliedern verlangt werden. Davon wird 
kaum Gebrauch gemacht.
Im Nationalrat wird dagegen elektro-
nisch abgestimmt. Über das Resultat 
jeder Abstimmung wird eine nament-
liche Liste erstellt und im stenogra-

phischen Bulletin publiziert. So kann 
die Öffentlichkeit jederzeit im Internet 
nachschauen, wer wie gestimmt hat. 
Diese Publikation der Abstimmungs-
resultate kann für die Stimmbürger 
eine Grundlage dafür sein, sich bei 
den nächsten Wahlen zu entscheiden, 
wem sie ihre Stimme geben wollen. 
Schliesslich wollen sie Personen wäh-
len, die auch nach der Wahl ihre Anlie-
gen vertreten.

Wie kann im Ständerat mehr Trans-
parenz geschaffen werden und warum 
wurde dies bisher verhindert?

Transparenz und Information sind tra-
gende Pfeiler unserer Demokratie. Um 
diesem Grundsatz auch im Ständerat 
Rechnung zu tragen, sollten auch alle 
Abstimmungen in der kleinen Kam-
mer öffentlich zugänglich gemacht 
werden. Der Ständerat hat bisher da-
hingehende Vorstösse aus seiner Kam-
mer zur Abänderung seines Ratsregle-
ments konsequent abgelehnt.

Was hat die SVP unternommen, um 
diesen Missstand zu beheben?

Die SVP-Fraktion hat in der 
letzten Frühjahrssession im Na-
tionalrat eine parlamentarische 
Initiative zur Abänderung des 
für beide Räte gültigen Parla-
mentsgesetzes eingereicht. Mit 
diesem Vorstoss verlangt die 
SVP auch für den Ständerat die 
Einführung eines elektronischen 
Abstimmungssystems samt Auf-
zeichnungspflicht der Resultate 
analog zum Nationalrat. Da mit 
der Revision des Ständeratssaa-
les im Herbst 2011 die baulichen 

Voraussetzungen für die elektronische 
Abstimmung in der kleinen Kammer 
geschaffen werden, spricht aus finan-
zieller und baulicher Sicht nichts ge-
gen die längst fällige Abstimmungs-
transparenz.

Warum ist die Veröffentlichung der 
Abstimmungsresultate für den Stimm-
bürger so wichtig? 
Es braucht diese Transparenz, damit 
auch beim Ständerat die Bürger als 
Wahlberechtigte über das Abstim-
mungsverhalten ihrer Standesvertreter 
informiert werden.

Interview mit Fraktionspräsident 
Caspar Baader, Gelterkinden (BL)

Der Ständeratssaal





9Benzinsteuer

Während die Schweizer sich 
selber immer mehr Fesseln 
anlegen und sich künstlich 

einengen, versuchen ande-
re Länder, ihre Standort-
vorteile auszubauen. Es ist 
allen klar, dass eine CO2-
Abgabe auf Treibstoffen 
hierzulande nichts bringt, 
ausser mehr Staatseinnah-
men und bei einigen „Gut-
menschen“ möglicherwei-
se ein reines Gewissen. 
„Wir müssen doch mit 
gutem Beispiel voran ge-
hen“, sind Linke und Grü-
ne überzeugt. Dem „guten 
Beispiel“ wird dabei die 
Zukunft der Schweiz und 
unsere gesamte Wirtschaft 
geopfert. 

Wirkung auf Umwelt
In den letzten Jahren 
bewegte sich der Benzinpreis in der 
Schweiz zwischen 1.30 bis 1.85 Fr. pro 
Liter. Gefahren wurde deswegen kein 
Kilometer weniger. Es gibt schlicht 
keinen Zusammenhang zwischen dem 
Benzinpreis und gefahrenen Kilome-
tern. Hingegen gibt es einen direkten 
Zusammenhang zwischen dem Bevöl-

Der Ständerat schockte während der vergangenen Session die Nation. Die Schweiz soll ihren CO2-
Ausstoss bis ins Jahr 2020 um 20 Prozent senken. Anders als der Nationalrat will der Ständerat zu-
sätzlich eine CO2-Abgabe auf Treibstoffe einführen. Benzin und Diesel würden gegen 30 Rappen pro 
Liter teurer. Gleichzeitig wollen Linke und Grüne 4x4-Fahrzeuge verbieten oder massiv verteuern. Zu 
Recht fragen sich immer mehr Bürgerinnen und Bürger: Sind wir Schweizer eigentlich noch normal?

kerungswachstum in unserem Land 
und den gefahrenen Kilometern. Dank 
der Personenfreizügigkeit und den of-
fenen Schengen-Grenzen wächst un-
sere Bevölkerung jedes Jahr. Die Zahl 
der Autofahrer und damit auch der ge-
fahrenen Kilometer nimmt rasant zu. 
Die Folgen sind Staus, Behinderun-
gen und Engpässe auf den Strassen. 
Die als „Lenkungsmassnahme“ ge-
dachte CO2-Abgabe auf Treibstoffe 
wird kaum jemanden dazu bewegen, 

auf öffentliche Verkehrsmittel umzu-
steigen. Auf den CO2-Ausstoss hät-
te die hohe Abgabe aber keinen Ein-
fluss. Der Anteil am weltweiten CO2-
Ausstoss, der vom schweizerischen 
Strassenverkehr ausgeht, liegt ohne-
hin unter 0,01 Prozent. In Wirklichkeit 
geht es nur darum, dem Autofahrer 

noch mehr Geld aus der Tasche zu zie-
hen. Die Autofahrer sind definitiv die 
„Milchkühe der Nation“.

Unabsehbare Folgen
Über die Konsequenzen einer derart 
hohen CO2-Abgabe auf Treibstof-
fe hat sich wohl niemand Gedanken 
gemacht. Die Vorlage ist in hohem 
Masse wirtschaftsfeindlich. Der Bin-
nenmarkt würde unter der Abgabe am 
meisten leiden. Die Transportkosten in 

der Schweiz würden 
steigen. Von der Post 
über die Reisebran-
che bis hin zu den 
Taxiunternehmen 
wäre mit teilwei-
se happigen Kos-
tensteigerungen zu 
rechnen. 

Referendum 
Wenn das neue Ge-
setz, so wie ihm 
der Ständerat zuge-
stimmt hat, auch im 
Nationalrat durch-
käme, muss das Re-
ferendum ergriffen 
werden. Über solche 
Vorlagen muss das 
Volk abstimmen. 

Die Auto- und Motorradfahrer, und da 
reden wir vom ganzen Volk,  haben 
genug, für alles und jedes das Porte-
monnaie hinhalten zu müssen. Die so 
genannten Volksvertreter im Ständerat 
täten gut daran, das endlich zu begrei-
fen. Wenn nicht, müssen wir, das Volk, 
entsprechend reagieren.

Linke wollen 30 Rappen 
mehr für das Benzin

von Nationalrat Walter Wobmann, 
Gretzenbach (SO)

Der Anteil der Steuern am Treibstoffpreis beträgt beim Benzin 87,6 Rap-
pen oder 55% und beim Diesel 90,5 Rappen oder 55% (Quelle: Verband 
des Strassenverkehrs).



Die Schweiz steckt den 
Kopf in den Sand
Die Ereignisse der vergangenen Wochen in Libyen verursachen grosse und unaufhaltsa-
me Flüchtlingsströme. Für die SVP steht aus diesem Grund insbesondere die Verhinderung 
von illegalen Grenzübertritten über eine Sicherung der eigenen Grenzen im Vordergrund so-
wie die Durchsetzung des Schengen-Dublin-Abkommens. Täglich landen zahlreiche Flücht-
lingsboote mit jungen Männern in Lampedusa. Von da finden Sie den Weg leicht in die Schweiz.

Flüchtlinge10

Momentan ist der Ausgang 
der arabischen Revoluti-
on noch ungewiss. Mehr 

als wahrscheinlich ist es aller-
dings, dass diese schwerwiegen-
de Folgen für unser Land haben 
wird. Täglich landen zahlreiche 
Flüchtlingsboote in Lampedusa. 
Sie bringen fast ausschliesslich 
junge Männer, die auf der Suche 
nach einem besseren Leben sind 
in Europa. Durch das Schengen-
Dublin-Abkommen hatte man uns 
strenge Grenzkontrollen an den 
Aussengrenzen der Europäischen 
Union versprochen. Jetzt wird al-
lerdings klar, dass dies alles leere 
Versprechungen waren. Niemand 
ist in der Lage, diesen ständig an-
wachsenden Menschenstrom einzu-
dämmen.
Wenn man die Asylstatistiken des Jah-
res 2007 näher unter die Lupe nimmt, 
dämmert es einem bereits vage: Wäh-
rend die Schweiz pro 100‘000 Ein-
wohner 125 Asylsuchende aufnahm, 
waren es in Griechenland deren 224, 
Malta kam auf 336, Zypern auf 859 
und Italien auf 24! Es ist fragwürdig, 
wieso ein Land wie Italien, das ange-
sichts seiner geographischen Lage am 
Mittelmeer stark exponiert ist, fünf 

mal weniger Gesuche verzeichnet 
als die Schweiz, die überhaupt keine 
Aussengrenzen im Schengen-Dublin-
Raum aufweist. Nun, so erstaunlich 
ist das nicht, denn die italienische Re-
gierung zeigt sich zwar durchaus gast-
freundlich gegenüber minderjährigen 
Marokkanerinnen, wacht aber auf der 
anderen Seite peinlich genau darüber, 

dass jede andere Form von Migrati-
on nach Norden weitergeleitet wird, 
genauer Richtung Schweiz. Sie bietet 
keinen Widerstand und hat ihre Gren-
zen durchlässig gemacht. Selbst in 
Bezug auf die Rückführungen beugen 
wir uns dem italienischen Diktat. Es 
werden nicht mehr als 5 Personen pro 
Tag zurückgeführt und das erst noch 
per Flugzeug, selbst wenn es nur ein 
paar Schritte bis zur Grenze wären. 
Es müssen Massnahmen getroffen 

werden, welche unsere südlichen 
Grenzen auf vernünftige Weise si-
chern würden, damit Italien seine Ver-
antwortung nicht mehr auf unser Land 
abschieben kann. Aber leider stellt sich 
der Bundesrat quer. Unsere Regierung 
ist der Meinung, es würde nichts dar-
auf hindeuten, dass die in Lampedusa 
gelandeten Migranten den Weg in die 

Schweiz finden. 

Den Kopf in den Sand 
stecken
„Der Vogel Strauss ist 
das einzige Tier, das of-
fiziell mit einem Sinn 
für Politik ausgestattet 
ist“, bemerkte Daninos 
einmal. Dieses „Kopf in 
den Sand stecken“, die-
ses Augenverschliessen 
vor der Realität ist umso 
beunruhigender, als 
dass wir hier nur einen 
Vorgeschmack auf das 
haben, was noch kom-
men wird. Die jungen 
Leute, die in Lampedu-
sa an Land gehen, bilden 

erst die Vorhut einer grossen Migrati-
onsbewegung. Wie viele Afrikaner 
gibt es, die davon überzeugt sind, dass 
ihre Zukunft in Europa besser ist? Wir 
müssen sicherlich mit Hundertausen-
den rechnen. Getreu seiner bisherigen 
Politik wird Italien diese Flüchtlinge 
wohlwollend durch ihr Land lassen 
und sehr genau darauf achten, dass 
sie nicht vom „Weg“ abkommen. Und 
innert kurzer Zeit werden sie bei uns 
sein. 

von Nationalrat Yvan Perrin, 
Vizepräsident, La Côte-aux-Fées (NE)

Quelle: Asylstatistiken des Jahres 2007



Abzugsfähigkeit von Parteispenden bei den kantonalen Steuern:  
Bis 10% des Nettoeinkommens:				   Bern: bis 5‘200 Fr. pro Person
•	 Tessin
•	 Appenzell Ausserrhoden				    Zürich: bis 1‘600 Fr. pro Person			 

		
Bis 20% des Nettoeinkommens:				   Luzern:  bis 1‘500 Fr. pro Person
•	 Zug												          
•	 Nidwalden						      Aargau: bis 3‘000 Fr. pro Person
•	 Wallis	
								        Freiburg: bis 5‘000 Fr. pro Person	
Bis zum Gesamtbetrag von 10‘000 Fr.:			 
•	 Uri							       Basel-Land: Parteispenden in unbegrenzter
•	 Waadt							       Höhe
•	 Obwalden													           

								        Restliche Kantone: nicht explizit geregelt

Wenden Sie sich bitte bei allfälligen Fragen oder bei grösseren Spendenbeträgen an Ihre 
kantonale Steuerbehörde.

11Steuerabzug

Zuwendungen an politische Partei-
en sind neu steuerlich abzugsfähig. 
Natürliche Personen können ab dem 
Steuerjahr 2011 bei der direkten Bun-
dessteuer bis zu 10‘000 Franken vom 

steuerbaren Einkommen abziehen. 
Darunter fallen Mitgliederbeiträge, 
Zuwendungen sowie Mandatssteu-
ern (Beiträge von Inhabern politi-
scher Ämter). Die Kantone können 

die Obergrenze des Abzugs für ihre 
Steuern momentan noch selber festle-
gen. In einigen Kantonen besteht eine 
Abzugsmöglichkeit für finanzielle Zu-
wendungen an politische Parteien, in 
anderen noch nicht.

Wahljahr 2011: Die SVP ist 
auf Ihre Spende 

angewiesen!

Sie können neu bis zu 10‘000 

Franken bei der direkten 

Bundessteuer abziehen!



Zottel begleitet die SVP auch bei den Wahlen 2011 als tierischer Wahlhelfer. Der mittlerweile zehn-
jährige Geissbock brachte der SVP bereits bei den Wahlen vor vier Jahren Glück. 2011 will der ro-
buste Geissbock noch einen drauflegen und zusammen mit der SVP 30% Wähleranteil erreichen. 
Lernen Sie Zottel kennen und besuchen sie ihn auf dem Hof von Nationalrat Ernst Schibli. Ma-
chen Sie mit beim Wettbewerb und gewinnen Sie mit Ihrer Familien einen „wärschaften“ Brunch. 

12 Zottel

kinderlieb ist und gerne 
mit ihnen spielt, veran-
staltet er einen Malwettbe-
werb und lädt die Gewin-

ner zu sich nach Otelfingen ein. In der 
nächsten Ausgabe des Klartext am 20. 

Mai werden die Gewinner bekannt ge-
geben und deren Zeichnungen abge-
druckt. Zottel und die SVP wünschen 
allen die mitmachen viel Glück. 
Besuchen Sie Zottel auch auf seiner 
Page unter www.zottel-2011.ch 

Zottel ist neugie-
rig, interessiert, 
vorwitzig, zäh, 

eigensinnig und belast-
bar. Er steht für Freiheit, 
Unabhängigkeit und die 
Unerschrockenheit der 
Schweiz - wie die SVP. 
Tausende Kinder, Fami-
lien sowie „Zottel-Fans“ 
aus der ganzen Schweiz 
haben den neugierigen 
Geissbock lieb gewon-
nen. 
Sein Besitzer ist Land-
wirt und Nationalrat 
Ernst Schibli aus 
Otelfingen (ZH). 
Otelfingen wird seit 
Geissbock Zottel 
gelegentlich auch 
„Zottelfingen“ ge-
nannt. Zu den Lieb-
lingsbeschäftigun-
gen von Geissbock 
Zottel gehört das 
Fressen. Er frisst 
fast alles was grün 
ist (ohne selber grün 
zu sein). Als guter 
Schweizer Geiss-
bock liebt Zottel 
die Höhe. Deshalb 
erklimmt der sport-
liche Zottel jede 
noch so kleine An-
höhe, die sich ihm 
bietet. Lernen Sie 
Zottel kennen und 
besuchen Sie ihn auf dem Hof von 
Ernst Schibli. Da Zottel äusserst 

Zeichnen Sie Geissbock 
Zottel und gewinnen Sie

Geissbock Zottel auf der Weide.

Otelfingen - Das Zuhause von 
Zottel.

Schicken Sie uns eine Zeich-
nung, die Zottel zeigt - egal ob 
mit seinen Freunden, auf dem 
Hof, im Stall etc. Es werden 
vier Zeichnungen ausgewählt 
und der Künstler mit seiner Fa-
milie zu Zottel eingeladen. Sie 
können Zottel kennenlernen und 
sind gemeinsam mit Ihrer Fami-
lie am 18. Juni zu einem „wär-
schaften“ Brunch eingeladen. 

Schicken Sie die Zeichnungen 
bis am 9. Mai an das General-
sekretariat der SVP Schweiz, 
Postfach 8252, 3001 Bern.



13Fraktionsabend

 

Nationalrätin Alice Glauser hat für ihre Fraktionskolleginnen und -kollegen einen eindrücklichen Aus-
flug organisiert: Die Fraktion besuchte Bertrand Piccard in seinem Hangar in Payerne. Nach dem 
Nachtessen, das direkt im Hangar serviert wurde, stellte Bertrand Piccard sein Solarflugzeug vor. Er 
erläuterte seine Vision und seinen grossartigen Erfolg, mit Solarenergie zu fliegen. Im Anschluss an 
seine Ausführungen entstand eine angeregte Diskussion rund um das Thema erneuerbare Energie. 

Die SVP-Fraktion im Hangar 
von Bertrand Piccard

Die Nationalräte Hansruedi Wandfluh (links) und 
Erich von Siebenthal beim Apéro im Hangar.

Bertrand Piccard erläutert der SVP-Fraktion seine Vision 
und erklärt sein Solarflugzeug.

Nach einem kurzen Referat von Bertrand Piccard 
brachten sich die Nationalräte in die Diskussion ein.

Das imposante Solarflugzeug von Bertrand Piccard. 70 Mitarbei-
tende umfasst sein engagiertes Team.
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15Druckvorlagen-Portal

Die Schweizerische Volks-
partei stellt 

für 
alle 

SVP-
Sek-
tionen 
und für 
inter-
essierte 
Kandi-
datinnen und 
Kandidaten vorgefertigte 
Druckvorlagen - insbesondere im 
Hinblick auf die National- und 
Ständeratswahlen - frei zur Verfü-
gung. Auf diesem Portal können 
Sie alle nötigen Drucksachen 
wie Plakate, Inserate, Briefe, 
Karten etc. CI-konform erstel-
len. Sie können sich regis-
trieren und direkt auf die 
gewünschte Druckvorlage 
zugreifen. Das Bild Ihrer 
Wahl kann von Ihrem Computer hoch-
geladen werden, es wird anschlies-
send durch die Druckerei für eine op-

Im Wahlkampf ist ein einheitliches grafisches Auftreten elementar. Aus diesem Grund hat die SVP ein 
Druckvorlagenportal ins Leben gerufen. So wird das einheitliche Bild nach Aussen gesichert. Egal ob 
Sie ein Plakat, einen Brief, eine Karte gestalten oder ein Veranstaltungs- oder Themeninserat schalten 
möchten - auf diesem Portal finden Sie alle nötigen Vorlagen. Profitieren Sie von diesem An-
gebot, die Registrierung ist kostenlos und die Bedienung einfach und verständlich. 

timale Qualität bearbeitet. Slogans, 
Text wie auch die Listennummer kön-
nen durch einen Klick auf „Details“ 
und „Bearbeiten“ frei angepasst wer-
den. 
Sie können ein druckfähiges PDF er-
stellen, welches Sie Ihrer Hausdrucke-
rei oder bei Inseraten den Zeitungen 
zur Verfügung stellen oder auch selber 
drucken können. Sie können die von 
Ihnen erstellten Vorlagen ebenfalls di-
rekt drucken lassen.

Besten Dank für Ihren Einsatz für 
unsere Schweiz!

www.ast-fischer.ch/svp/
de

Einheitliches Auftreten im 
Wahlkampf




